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Zögerndes Interesse für neue Medien in Ósterreich
Zur technologischer! Entwicklung und staatlichen Politik

In diesem Beitrag soil zunachst unter-
sucht werden, in welchem AusmaB neue
Medientechnologien (u.a. Kabelrund-
funk, Teletext, Bildschirmtext, Video,
Satellitenrundfunk und neue Zeitungs-
techniken) in Österreich bereits Ver-
breitung gefunden haben. In einem
zweiten Abschnitt wird die Haltung der
Regierung zu den damit verbundenen
Entscheidungen zu behandeln sein.
SchlieBlich wird auf die Rolle der For-
schung und Perspektiven der künftigen
Entwicklung eingegangen.

1. Zum Stand der medien-
technologischen Entwicklung 1)

1.1 Kabelrundfunk
Nach einer Mitte 1981 durchgeführten
Erhebung verfügten rund 6 Prozent der
TV-Haushalte (vor allem in stadtischen
Ballungsgebieten) über einen Kabel-
TV-AnschluB. Verkabelungsdichte und
AnschluBquoten sind von Region zu
Region unterschiedlich, Ober-Öster-
reich, Vorarlberg und Wien weisen je-
doch die höchste Dichte an verkabelten
Haushalten auf.2)

Verbreitung des Kabelfernsehens in den Bun-
deslandern (Mai-Juni 1981, in Prozent der TV-
Haushalte)

Land absolut
in Prozent der
TV-Haushalte

Österreich gesamt 138 000 6
Wien 33 000 5
Niederösterreich 4 000 1
Burgenland 2 000 2
Steiermark 4 000 1
Karnten 0 0
Oberösterreich 81 000 22
Salzburg 4 000 3
Tirol 3 000 2
Vorarlberg 13 000 15

Quelle: Diem, Peter: Radio, Daten und Fakten zur
Hörfunknutzung in Österreich. Berichte
zur Medienforschung des ORF 1 (1981),
S 53.

Kabelrundfunk dient in Österreich in
erster Linie dem verbesserten Empfang
einheimischer und dem Empfang aus-
landischer - insbesondere bundes-
deutscher - Fernsehprogramme. Auf-
grund der geitenden Rechtslage (Rund-
funkgesetz 1974und Novelle zur Rund-
funkverordnung 1977) müssen diese
Programme zeitgleich und inhaltlich un-
verandert übernommen werden. Die
Kabelgesellschaften dürfen keine eige¬
nen Programme verbreiten. Für die Be-
willigung zur Errichtung von Gemein-
schaftsantenneanlagen ist jeweils die
Post zustandig. Eine 1980 erfolgte No-
vellierung des Urheberrechts - die in¬
ternational umstritten ist - verpflichtet
auslandische Rundfunkanstalten dazu,
der Weiterleitung ihrer Programme ge-
gen eine "angemessene Vergütung”
und unter Wahrung des Grundsatzes
der "Reziprozitat” zuzustimmen.
Die Verkabelung vor allem der stadti¬
schen Ballungsgebiete wurde sowohl
von Medienmultis wie Philips Oder Sie¬
mens als auch von kleinen Firmen und
Kabelgesellschaften sowie den Landes-
Elektrizitatsgesellschaften durchge-
führt. Die Post hat die Errichtung der
notwendigen Richtfunkstrecken und
Verteilerstationen übernommen.
Aufgrund einer zu optimistischen Ein-
schatzung der Bereitschaft zu einem
KabelanschluB, der in vielen Regionen
relativ kostspielig ist, sind zahlreiche
kleinere Firmen bereits in Schwierigkei-
ten geraten und wird die Verkabelung
inzwischen zunehmend von den Lan-
deselektrizitatsgesellschaften über¬
nommen. Die "Euphorie” früherer
Jahre ist langst einer realistischeren
Einschatzung gewichen. Deutlich ist
jedoch das Interesse von Post, Landes-
regierungen, Gemeinden, der Elek-
troindustrie, Parteien, Banken und eini-
gen Zeitungsverlagen, die Verkabelung
als quasi infrastrukturelle Investition
weiter zu betreiben.
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Erhebungen über die Nutzung des ver-
mehrten Programmangebotes haben -
ahnlich wie in anderen Landern-erge-
ben, daB die Fernsehdauer zunimmt
und vor allem die auslandischen Unter-
haltungssendungen Interesse finden.
Der Anteil der ORF-Programme geht
auf rund 60 Prozent zurück, die Sehzeit
auslandischer Programme - vor allem
von ZDF, ARD, Bayern 3, SRG - liegt
bei rund 40 Prozent.3)

1.2 Teletext
Seit Beginn des Jahres 1980 bietet der
ORF "Teletext" als einen zusatzlichen
Dienst an. Ursprünglich wurde "Tele¬
text”, der stark am britischen ”Cee-
fax”-System orientiert ist, vom ORFund
den Zeitungsverlegern gemeinsam
hergestellt. Mitte 1981 sind die Verleger
jedoch ausgeschieden.
"Teletext” enthalt auf rund 100 Seiten
diverse Serviceinformationen, Pro-
grammhinweise und aktuelle Nachrich-
ten. Nach einer vom ORF durchgeführ-
ten Erhebung steht der GroBteil der Ös-
terreicher dem neuen Medium "eher
zurückhaltend” gegenüber. Etwa 9 Pro¬
zent der Fernsehteilnehmer haben ein
ausdrückliches Interesse an diesem
neuen Dienst geauBert, 70 Prozent
zeigten sich im groBen und ganzen
uninteressiert.4) Ende 1981 sollen in
Österreich bereits an die 40.000 tele-
texttaugliche TV-Apparate verkauft
worden sein.

1.3 Bildschirmtext
Die österreichische Post führt seit Marz
1981 einen Bildschirmtext-Versuch
durch, doch wurde bereits eine Weiter-

Bildschirmtextstatistik der ersten sechs Monate.

führung dieses neuen Telekommunika-
tionsdienstes angekündigt. Offen ist
gegenwartig, welche Funktionen even-
tuell unter den Rundfunkbegriff fallen
und ob dafür eigene gesetzliche Rege-
lungen notwendig sein werden. Offen
sind auch die Marktchancen dieses
neuen Mediums, die derzeit eher vor-
sichtig beurteilt werden.
Unter den rund 60 Anbietern sind der¬
zeit vor allem Banken, Versicherungen,
Versandhauser, Reisebüros usw. ver-
treten. (Begrenzt ist der potentielle Ab-
nehmerkreis schon dadurch, daB nur
jeder dritte Österreicher über ein Tele-
fon verfügt).
1.4 Der Heimvideo-Markt
Nach einer jahrelangen Stagnation hat
sich der Absatz von Videorecordern in
den letzten beiden Jahren langsam ”be-
lebt".
1980 wurden nach Schatzungen zwi-
schen 20-30.000, 1981 zwischen 25-
40.000 Gerate verkauft. Auch der Kas-
settenmarkt befindet sich im Aufwind.
1981 verfügten jedoch erstdrei Prozent
aller Fernsehhaushalte über eine VI-
deoanlage.
An dieser Entwicklung mag im übrigen
auch die Einrichtung des gröBten Video-
recorder-Werkes in Wien durch die ös¬
terreichische Philips-Tochter ihren An¬
teil gehabt haben.
Videogerate werden nach einer kürzlich
erfolgten Studie 5)-wie in den meisten
Landern - hauptsachlich zur Aufzeich-
nung von TV-Sendungen verwendet,
die zu einem für den Konsumenten un-
günstigen Zeitpunkt ausgestrahlt wer¬
den. Videokameras sind noch wenig
verbreitet.

Benutzer Anbieter Teiln. Seiten
ges.

Zuwachs
Seiten

Anrufe Seiten pro
Anbieter

Anrufe pro
Teilnehmer

Marz 25 40 65 1937 4242 48,42 65,26
Apr. 40 49 89 4544 2607 3499 92,73 39,31
Mal 59 54 113 5648 1104 4287 104,59 37,93
Juni 69 57 126 7836 2188 2675 137,47 21,23
Juli 77 65 142 8947 1111 5300 137,65 37,32
Aug. 84 70 154 9941 994 5111 142,01 33,19

Quelle: PTT-Bildschirmtext. S. 12221ff.
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1.5 Autonome Videoarbeit
Von geringer Bedeutung als Absatz-
markt, doch von Interesse hinsichtlich
sozialer und programmlicher Innovatio-
nen erscheint die Entwicklung autono-
mer, nicht-kommerzieller Videogrup-
pen, deren Anfange in der Mitte der
siebziger Jahre liegen. Solche Gruppen
arbeiten heute im lokalen Bereich, in
Medienzentren, im Rahmen politischer
und kultureller Initiativen, in den Bil-
dungseinrichtungen uws. Sie verstehen
sich zumeist als "Impulsgeber” und
haben der Diskussion urn Alternativen
der Medienproduktion und des sozialen
Mediengebrauches tatsachlich kraftige
Anregungen gegeben.6)

1.6 Satellitenrundfunk
1981hat der ORFeine Studie publiziert,
die erstmalig die Forderung nach einem
eigenen österreichischen Satellitenfern-
sehprogramm enthielt.7) Argumente
füreine österreichische Beteiligung wa¬
ren unter anderem die Möglichkeiten
des "Kulturexports” und die Forderung
der heimischen Fremdenverkehrswirt-
schaft. Ein österreichisches Satelliten-
programm könnte nach dieser Studie in
der gröBten Ausleuchtzone bis zu 112
Millionen Menschen in Europa errei-
chen. Als möglicher Partner wurde
- aus neutralitatspolitischen Erwa-
gungen — die Schweiz genannt.
Gegen diese Vorstellungen haben sich
auch kritische Stimmen zu Wort gemel-
det.8) Ende 1981 wurde von der öster¬
reichischen Bundesregierung eine
Kommission mit Vertretern des ORF,
des Verkehrs-, AuBen- und Wirt-
schaftsministeriums sowie des Bun-
deskanzleramtes eingesetzt, die die
Durchführbarkeit eines derartigen Pro-
jektes prüfen soil. Als Varianten für eine
eventuelle Beteiligung Österreichs
werden derzeit das Einmieten im ”L-
Sat”-Projekt der Europaischen Raum-
fahrtbehörde, das Einmieten in den
bundesdeutschen ”TV-Sat” und ein
Zusammengehen mit der Schweiz dis-
kutiert.
In der Bevölkerung istdas Interesse am
Satellitenrundfunk, glaubt man ein-
schlagigen Umfragen, eher gering ent-

wickelt.9)

1.7 Neue Techniken bei der
Zeitungsherstellung
Die Umstellung auf Foto- bzw. Lichtsatz
ist bei den meisten österreichischen
Zeitungen und im Druckergewerbe be-
reits erfolgt oder im Gange.10) Inte-
grierte Redaktionssysteme sind bisher
noch bei keinem Zeitungsunternehmen
eingeführt worden, jedochbestehenbei
einigen Zeitungen konkrete Plane in
diese Richtung.
Die Umstellungen auf die neuen Tech-
nologien haben zwar zum Verlust von
Arbeitsplatzen bzw. zur Dequalifizie-
rung geführt, der Gewerkschaft ist es
allerdings gelungen, über den AbschluB
eines ”ITS-Kollektivvertrages” die
argsten Auswirkungen abzubremsen,
sodaB es auch kaum - mit Ausnahme
eines Streiks bei der ’’Neuen Kronen
Zeitung”-zu gröBeren Arbeitskampfen
gekommen ist.11)
Eine wichtige Rolle bei der Einführung
der neuen Technologien spielte die
"Austria Presse Agentur” (APA), die
bereits 1977 ein elektronisches Redak-
tionssystem instalHert hatte. Die Zeitun¬
gen sind dadurch in Zugzwang geraten,
selbst integrierte Satzsysteme einzu-
führen.

2. Staatliche Medienpolitik

Für das Verstandnis der Haltung der
Regierung gegenüber den mit der Ein¬
führung neuer Medientechnologien
verbundenen Fragen erscheinen eine
Reihe von Faktoren von Bedeutung.
Zum einen wird die Regierung in Öster-
reich seit 1970 allein von der Sozialis-
tischen Partei (SPÖ) gestellt, die seit
den Wahlen 1971 jeweils eine absolute
Mehrheit der Wahler für sich gewinnen
konnte. Die SPÖ ist auch die erste ös¬
terreichische Partei gewesen, die -
1974— ein medienpolitisches Konzept
erarbeitete, dessen Schwerpunkte die
öffentliche Organisation und Kontrolle
der Medien, Mitbestimmung und öko-
nomische Sicherheit betroffen ha¬
ben.12) Zum anderen haben neben den
politischen Parteien die in der soge-
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nanntenWirtschafts- und Sozialpartner-
schaft zusammenwirkenden Verbande
auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
seite zunehmenden EinfluB auf die
österreichischen Medien gewonnen
und eine Art "korporativer Interessen-
vertretung" - etwa im Rundfunkbe-
reich - durchgesetzt.
Für den gesamten Bereich der Medien
und öffentlichen Kommunikation in Ös-
terreich ist ferner der Umstand von
groBer Bedeutung, daB die staatlichen
Kompetenzen auf die verschiedensten
Ministerien sowie zwischen Bund, Lan-
dern und Gemeinden verfeilt sind.13) So
sind das Bundeskanzleramt u.a. für den
Rundfunk und die Pressesubventio-
nen, das Verkehrsministerium für die
Post, Finanz- und Handelsministerium
für den Film, das Ministerium für Unter-
richt und Kunst für die Medienpadago-
gik, das Wissenschaftsministerium für
die Medienforschung, das Justizminis-
terium für Medienrecht usw. zustandig.
Diese Zersplitterung der Kompetenzen
hat zur Folge, daB eine koordinierte und
kontinuierliche staatliche Medien- und
Kommunikationspolitik - ungeachtet
des Umstandes, daB der Staat selbst in
vielfacher Weise direkte und indirekte
Verfügungsrechte ausübt — kaum er-
kennbar ist. Sowohl nach innen wie in
der Medien-AuBenpolitik dominieren
vielfach andere Akteure und Interessen-
gruppen wie der ORF, die Zeitungs-
verleger, die Joumalistengewerkschaft,
groBe Zeitungsverlage Oder in Oster-
reich agierende transnationale Medien-
konzerne. Letzteres ist vor allem auf
dem Hintergrund des ausgepragten
Auslandsabhangigkeit Österreichs -
vor allem von der Bundesrepublik
Deutschland — zu sehen, die sowohl
den Sektor der Elektro- und Geratein-
dustrie wie die Bereiche der Film- und
Fernsehproduktion, den Platten- und
Kassettenmarkt, die Publikumszeit-
schriften, Bücher und auch die Werbe-
wirtschaft umfaBt.14)
Generell können die legislativen Initiati-
ven der letzten Jahre dahingehend zu-
sammengefaBt werden, daB hier einer-
seits - als eine Art ’’Feuerwehrpolitik”
-staatliche FörderungsmaBnahmen für

wirtschaftlich in Not geratene Medien
(von Subventionen für Tageszeitun-
gen, Zeitschriften, Journalistenausbil-
dungsmaBnahmen, Papiererzeugung,
Verlage, Autoren, Theater, den Film
usw.) beschlossen wurden, anderer-
seits gewisse gesellschaftliche Kontrol-
len installiert wurden und Akzente für
eine "Liberalisierung” gesetzt worden
sind.15) Die deutlichsten Unterschiede
zwischen Regierungssozialisten und
bürgerlichen Oppositionsparteien sind
im Festhalten der SPÖ an öffentlich-
rechtlichen Organisationsformen - in
erster Linie auch im Festhalten am
ORF-Monopol -, gegenüber Privatisie-
rungspraferenzen bei den bürgerlichen
Parteien, zu sehen. Diese unterschied-
lichen Positionen betreffen auch die
Haltung zu den Neuen Medien: Die Re¬
gierung bzw. die Regierungspartei ha-
ben mehrfach geauBert, daB ein pro-
grammschöpfendes Kabelfernsehen
ahnlichen Auflagen (Objektivitatsgebot
usw.) unterliegen müBte wie der ORF.
Auch das Engagement der Post ist als
AusfluB dieser Haltung zu interpretie-
ren.
In den nachsten Jahren sind jedoch
eine Reihe von medienpolitischen Ent-
scheidungen zu treffen. Dies gilt sowohl
in Hinblickauf ein Kabelrundfunkgesetz
wiefürdie rechtliche Regelung urheber-
rechtlicher Probleme, die Zuordnung
von Bildschirmtext und den Satelliten-
rundfunk. Die unter dem Vorsitz des Vi-
zekanzlers arbeitende ’’Satelliten-
Kommission” wird vermutlich zu Be-
ginn 1983 ihren Bericht vorlegen. Für
die generelle Haltung der Regierung
erscheint jedoch der Umstand charakte-
ristisch, daB die von Bundeskanzler
Kreisky in seiner Regierungserklarung
1979 angekündigte "Medien-Kommis-
sion” wahrend der gesamten Legisla-
turperiode immer wieder versprochen,
aber niemals einberufen wurde. ”Ab-
warten”, zumindest solange, bis sich
eindeutigere Entwicklungstendenzen
erkennen lassen, ist jene Devise, die
sich aus zahlreichen AuBerungen des
Mediensprechers der Regierungspartei
herauslesen laBt. Der "Dialog” überdie
hieranstehenden Fragen erschöpft sich
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daher-dadas Interesse an medienpoli-
tischen Fragen in Österreich ganz allge-
mein nur schwach entwickelt ist - im
wesentlichen auf Auseinandersetzun-
gen zwischen Regierung und Interess-
enorganisationen. Auch in der interna¬
tionalen kommunikationspolitischen
Diskussion, etwa in der Unesco, vertritt
Österreich - zum Unterschied von
seiner sonstigen "aktiven” AuBen- und
Neutralitatspolitik - kaum eine eigen¬
standige Position.

3. Die Rolle der Forschung und
Perspektiven der künftigen
Entwicklung

Wahrend etwa in der Bundesrepublik
Deutschland zumindest vor kurzer Zeit
noch die Bereitschaft verkündet wurde,
vor der Einführung neuer Medientech-
nologien Pilotprojekte zu organisieren
und derart "Bedarf” wie ’’Bedürfnisse”
zu testen, ist dies in Österreich nicht zur
Diskussion gestanden. Verschiedene
Untersuchungen, die in den vergange-
nen Jahren durchgeführt wurden, sind
in erster Linie als "Akzeptanz-
Forschung” einzuschatzen.16) Erst im
Jahr 1981 hat das Wissenschaftsminis-
terium ein gröBeres Forschungsprojekt
mit dem Titel "Studie über Auswirkun-
gen der Einführung neuer Medien in Ös¬
terreich” ausgeschrieben, das die Er-
forschung sozialer, kultureller, ökono-
mischer, politischer, technischer und
sozialpsychologischer Dimensionen
zum Ziel hatte. Dieses Forschungsvor-
haben, das Ende 1982 abgeschlossen
werden soil, besteht aus den folgenden
Teilprojekten:17)
•Technische Aspekte der neuen Me¬
dien (inklusive Auswirkungen in Hin-
blick auf das technische Entwicklungs-
potential in Österreich)
• Begleituntersuchung des Bildschirm-
text-Versuches
• Auswirkungen des Kabelfernsehens
auf Kinder
•Expertenbefragung zur Zukunft der
Medienentwicklung
• Politologische Aspekte
•Ökonomische Aspekte (inklusive der
Auswirkungen auf die Zahlungsbilanz)

•Sozialpsychologische und soziologi-
sche Auswirkungen
• Vorversuch "Offener Kanal”
•Bestandsaufnahmen von Kommuni-
kationsraumen (inklusive der Erstellung
eines Kommunikations-”Atlas” und
Fallstudien ausgewahlter Kommunika-
tionsraume)
Diesem Projekt ist eine Literaturstudie
über den gegenwartigen Stand der Be-
gleitforschung- international-über die
Erfahrungswerte bei der Einführung
neuer Medientechnologien vorange-
gangen.18) lm Frühjahr 1982 wurde ein
interdisziplinares Projekt über "Aspekte
der Informationsgesellschaft - Metho¬
den zu ihrer Erforschung” durchge¬
führt. Die Hörer- und Sehervertretung
im ORF hat ihrerseits eine Studie über
neue Medien in Auftrag gegeben.19)
Was sind nun die wichtigsten Problem-
stellungenbei denhier angeführten Pro-
jekten? Und welche Resultate sind bis-
her erarbeitet worden bzw. können
nach Vorliegen der Endberichte erwar-
tet werden?
•Die meisten (insbesondere derTeil-
projekte des oben angefürhten Projekts
über "Auswirkungen der Einführung
neuer Medien . . . ”) Untersuchungen
gehen von einem "weiten” Kommuni-
kationsbegriff aus, d.h. sie begreifen
Kommunikation als ein soziales Pha-
nomen, das sowohl die Medienkommu-
nikation wie die nichtmediale, inter-
personelle Kommunikation umfaBt.
•Die meisten Studiën bemühen sich
urn die Herausarbeitung von Kriterien,
nach denen "Bedarf” und "Bedürfnis¬
se” hinsichtlich neuer Medientechno¬
logien und eines vermehrten Programm-
angebotes beurteilt werden könnten.
•Die meisten Arbeiten beschaftigen
sich mit Fragen der ’’Technik-Folgen-
Abschatzung”, d.h. sie gehen den so-
zialen Auswirkungen technologisch be-
stimmter Veranderungen nach.
Wieweit es der Kommunikationsfor-
schung gelingen mag, die Diskussion
über die neuen Medien zu beeinflus-
sen, bleibt zunachst abzuwarten.
Skepsis ist allerdings angebracht. Weit
nachhaltiger ist die Einschatzung der
zukünftigen Entwicklung von ökono-
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mischen Daten wie etwa den weit enter
den Erwartungen liegenden AnschuB-
quoten bei der Verkabelung oder der
sinkenden Kaufkraft der Haushalte auf-
grund von ReallohneinbuBen end stei-
genden Aufwendungen für Energie end
Wohnen etc. beeinfluBt worden, sodaB
heute selbst von den noch vor kurzem
’’euphorischen” Befürwortern der
neuen Medien Abstriche gemacht wer¬
den. Die Erwartungen werden auf ein
realistischeres Niveau zurückge-
schraubt.

Solche Erwartungen betreffen etwa die
Durchsetzung neuer Technologien im
Druck- und Zeitungsgewerbe, die be-
reits weitgehend erfolgt ist, auch wenn
die Folgeprobleme — wie zahlreiche In-
solvenzen der letzten Jahre zeigen -
noch keineswegs gelost sind. In einzel-
nen Sektoren wie im Bankenwesen
oder auch in der öffentlichen Verwal-
tung dürften neue Mediendienste — in
erster Linie aber die neuen Bürotech-
niken - durchaus Chancen haben. lm
Bereich des privaten Konsums gibt es
allerdings genügend Anzeichen dafür,
daB nur relativ kleine Konsumenten-
gruppen bereit sein dürften, ihre Ausga-
ben für neue Medien entscheidend zu
erhöhen. (Damit aber sind die nachsten
Überproduktions-Krisen bereits vorbe-
reitet). Da ein GroBteil der neuen Me-
dientechnologien importiert werden
muB und die heimische Medienwirt-
schaft bereits gegenwartig unter dem
Druck auslandischer Wirtschaftsinte-

ressen leidet-das österreichische Pa-
radeunternehmen "Eumig” hat vor kur¬
zem den Konkurs angemeldet, die hei¬
mische TV-Gerateproduktion ist zum
Ende gekommen usw. -, gilt auch das
Argument der Schaffung neuer Arbeits-
platze nur in sehr eingeschrankten
AusmaB und bereitet das wachsende
AuBenhandelsbilanzdefizit in diesem
Sektor der österreichischen Wirt-
schaftspolitik groBes Kopfzerbrechen.
(Dies hat beispielweise zu einer Kon-
tingentierung der Einfuhr japanischer
Videorecorder geführt).
Zusammenfassend kann deshalb davon
ausgegangen werden, daB die neuen
Medientechnologien nur selektiv und
sektoral durchsetzbar erscheinen. Das
zögernde Interesse der privaten Kon-
sumenten - als Folge der allgemeinen
Wirtschaftsentwicklung und sinkender
Masseneinkommen-dürfte das gröBte
Hindernis für den von manchen Inte¬
ressenten erwarteten ’’groBindustriel-
len Durchbruch” darstellen, wobei al¬
lerdings abzuwarten bleibt, wieweit die
Internationalisierung der Medienpro-
duktion hier auf einen Kleinstaat wie Ös-
terreich einen entsprechenden Druck
auszuüben vermag.
Schwer voraussagbar ist auch, wie die
Haltung der Regierung bei veranderten
politischen Krafteverhaltnissen diese
Entwicklung beeinflussen könnte. Die
gegenwartige Haltung istdurch vorsich-
tiges Abwarten zu charakterisieren, wo¬
bei erst die Zukunft zeigen wird, ob die¬
ses Handeln durch "non-decisions”

Die Elektronik-Gerateproduktion Österreichs im internationalen Vergleich (Produktionswert 1978)

Quelle: Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung (Hrsg.): Mikroelektronik. Anwendungen, Verbrei-
tung und Auswirkungen am Beispiel Österreichs. Wien und New York 1981. S 36.

Österreich BRD Westeuropa USA Japan Westliche
Welt

in Mrd. S
Datentechnik 1,03 53,9 154,0 350,0 98,0 609,0
Nachrichtentechnik 2,05 53,9 238,0 287,0 59,5 606,9
MeB-, Steuer- und Regeltechnik 1,61 55,3 123,2 224,0 34,3 388,5
Energietechnik 5,49 18,2 46,2 51,8 22,4 135,8
Unterhaltungselektronik 7,91 55,3 144,2 84,0 113,4 442,4
Haushaltselektronik 2,12 68,6 168,0 156,8 77,0 434,0
Autoelektronik 0,14 27,3 68,6 63,0 46,2 182,0
Freizeitelektronik 1,65 8,4 22,4 44,8 61,6 149,8

Summe 22,00 340,9 964,6 1.261,4 512,4 2.948,4
Anteile regionaler Markte in % 0,75 77,6 32,7 42,8 17,4 100,0
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Was kann das Beispiel Österreichs zur
Diskussion über die Folgen der Einfüh-
rung neuer Medientechnologien beitra-
gen? Zunachst sicher den Erfahrungs-
wert, daB es nicht unbedingt ein Nachteil
sein muB, bei technologischen Entwick-
lungen nachzuhinken. Dies ermöglicht
es, gewisse Fehlentwicklungen unter

sich als vorausschauende Politik Oder
als strafliche Vernachlassigung not-
wendiger Entscheidungen herausstel-
len wird.

Umstanden zu vermeiden. Zum ande¬
ren aber die Erkenntnis, daB ein Klein-
staat sich nicht vollstandig von der inter¬
nationalen Entwicklung ’’abkoppeln”
kann. Kleinstaaten könnten und sollten
aber -und dies ist als ein Diskussions-
vorschlag zu verstehen - eine aktivere
Rolle im Rahmen der internationalen
medien- und kommunikationspoliti-
schen Diskussion, etwa über Fragen ei-
ner Neuen Weltinformations- und Kom-
munikationsordnung übernehmen.

Anmerkungen:

1. Die folgenden Angaben beziehen sich zumeist auf ein unter Leitung von Kurt Luger am Institut für Publizis-
tik und Kommunikationstheorie der Universitat Salzburg durchgeführtes Forschungsprojekt "Zur Situation
der Massenmedien in Österreich”. Eine Publikation wird vorbereitet.

2. Vgl. Peter Diem: Radio, Daten und Fakten zur Hörfunknutzung in österreich. Berichte zur Medienforschung
des ORF 1. Wien 1981.

3. Vgl. die diesbezügliche Zusammenfassung der Ergebnisse im ORF Pressedienst vom 27. Mai 1982.
4. Vgl. Peter Diem: Television. Das Fernsehen an der Schwelle der achtziger Jahre. Daten und Fakten. ORF,

Wien 1980, S. 124 f.
5. Vgl. Gerhard Bonelli: Fernsehen und Videorecorder - die Quadratur der Röhre?, verv. Man, Wien 1980.
6. Vgl. dazu u.a. Rainer Verbizh/Peter Hueber: Video - lokales Fernsehen. Graz-Wien 1977; Josef Auer/

Peter Hueber/Hans Kronberger: Arbeiter machen Fernsehen. Mit einer Einleitung von Hans Heinz Fabris.
Graz 1980.

7. Satellitenrundfunk. Entwicklungsstand und Kosten. ORF, Wien 1981.
8. Vgl. 10 Jahre Moratorium für Satelliten-Rundfunk, in: Medien-Journal 1-2/1981, S. 15 f.
9. Vgl. Wochenpresse Nr. 41/1981, S. 10.

10. Vgl. u.a. Ilse Kucera: Neue Technologien im Zeitungsbereich, in: Der Privatangestellte Nr. 11/1980.
11. Zur gewerkschaftlichen Strategie vgl. Neue Technologien im Pressewesen-neue Strategien der Gewerk-

schaft, in: Information und Meinung-Sonderteil, Heft 2/1979, S. 30-48; Kollektivvertrag über die Einfüh-
rung von integrierten Texterfassungssystemen bei Tages- und Wochenzeitungen, Wien 1981, heraus-
gegeben von der Gewerkschaft Druck und Papier.

12. Vgl. Bericht der Medienkommission an den Bundesparteitag der SPÖ, Wien 1974.
13. Vgl. dazu u.a. Hans Heinz Fabris: Das österreichisches Mediensystem, in: Heinz Fischer (Hg.): Das poli-

tische System Österreichs, 2. Aufl. Wien 1977, S. 501-523.
14. Vgl. dazu die Veröffentlichung von Benno Signitzer: Österreich im internationalen Mediensystem- Bezie-

hungen und Abhangigkeiten, in: Rundfunk und Fernsehen 1/1982, S. 33-46, die sich auf ein gleich-
namiges Forschungsprojekt des Instituts für Publizistik und Kommunikationswissenschaft der Universi¬
tat Salzburg bezieht.

15. Eine chronologische Liste der seit 1970 erfolgten wichtigsten legislativen Aktivitaten erfaBt: das Zeitschrif-
tenförderungsgesetz (1972), das Rundfunkgesetz (1974), das Presseförderungsgesetz (1975), die für die
Verkabelung wichtige Novelle zur Rundfunkverordnung (1977), das Datenschutzgesetz (1978), die für die
Journalistenausbildung wichtige Novelle zum Presseförderungsgesetz (1979), die Urheberrechtsnovelle
(1980), das Filmförderungsgesetz (1981) und das neue Medienrecht (1982).

16. Dies betrifft sowohl Marktuntersuchungen von Philips und anderen Unternehmen sowie Untersuchungen
im Auftrag des ORF, etwa zu Teletext.

17. Vgl. dazu Hans Heinz Fabris: Forschungsprogramm Neue Medien, in: Medien-Journal 1-2/1981, S. 1-3
sowie die sonstigen Beitrage dieses Heftes.

18. Hans Heinz Fabris/Kurt Luger: Neue Medien - Stand der Begleitforschung. Sonderheft Medien-Journal
1a/1981.

19. Vgl. dazu Anm. 3. Die Ergebnisse sind bisher nicht vollstandig veröffentlicht worden.
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